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Gegenstand:   Diakoniegesetz der Evangelisch-Lutherischen Kirche in 

Norddeutschland (DiakonieG) 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Synode wird folgender Beschluss empfohlen: 
Die Synode erlässt das Diakoniegesetz der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Nord-
deutschland in der von der Kirchenleitung am 13. August 2013 beschlossenen Fassung. 
 
 
Finanzielle Auswirkungen:  keine 
 
 
Begründung: 
 
Zum Verfahrensstand: 
Bereits im Jahr 2009 hatte die AG Diakonie auf Veranlassung der Gemeinsamen Kirchen-
leitung des Verbandes der Evangelisch-Lutherischen Kirchen in Norddeutschland im Blick 
auf die strukturelle Einbindung der Diakonie in die Evangelisch-Lutherische Kirche in Nord-
deutschland von der Steuerungsgruppe den Auftrag erhalten, neben der verfassungsrecht-
lichen Verankerung der Diakonie auch den Entwurf eines Diakoniegesetzes vorzulegen. In 
mehreren Beratungsschritten wurden unter anderem 2010 die damalige Steuerungsgruppe 
des Verbandes, die Gemeinsame Kirchenleitung im Mai 2011, die Gremien der drei Landes-
verbände, das Landeskirchenamt im Januar 2013, die vorläufige Kirchenleitung am 18. 
Januar 2013, der Synodale Rechtsausschuss am 21. und 24. Juni 2013 beteiligt. Die 
Theologische Kammer hat am 7. August 2013 beraten.  
Die Kirchenleitung hat am 13. August 2013 einstimmig beschlossen, der Synode das Gesetz 
zur Beschlussfassung vorzulegen. Leitend war die Einsicht, dass die entscheidenden 
Weichenstellungen bei den Grundsatzfragen schon in der Verfassung vorgenommen 
wurden. Würde jetzt das Kirchengesetz nicht verabschiedet und abgewartet bis die EKD zu 
neuen arbeitsrechtlichen Regelungen und Richtlinien für die Zuordnung kommt, würde 
voraussichtlich erst in drei Jahren eine neue Vorlage möglich sein. 
Bis dahin wäre in der Nordkirche keine ausreichende Rechtsgrundlage für die Diakonischen 
Werke wie für die diakonischen Einrichtungen gegeben.  
 
 
Zur Absicht:  
Das Diakoniegesetz will die Beziehung zwischen Diakonie und verfasster Kirche ordnen. Das 
Gesetz möchte die Diakonischen Werke - Landesverbände den Landesverbänden der Dia-
konie in anderen Landeskirchen gleichstellen, um Regelungen der EKD zur Zuordnung und 
zur Gerichtsbarkeit übernehmen zu können. Dies war aufgrund der Rechtslage für den Be-
reich der ehemaligen NEK nicht möglich.  

https://www.kirchenrecht-nordkirche.de/document/28550


 
 

 
Zum Aufbau des Gesetzes: 
Das Diakoniegesetz geht von einem weiten Begriff der Diakonie und diakonischer Arbeit auf 
allen Ebenen der Landeskirche und in vielfältigen rechtlichen Formen aus (§ 1). Bei dieser 
Vielfalt kommt den Diakonischen Werken - Landesverbänden eine ordnende Funktion zu: 
Die Träger diakonischer Arbeit wirken als Mitglieder der Diakonischen Werke - Landesver-
bände zusammen. Folgerichtig wird den Diakonischen Werken - Landesverbänden in § 5 die 
Aufgabe übertragen, die Zuordnung ihrer Mitglieder zur Evangelisch-Lutherischen Kirche in 
Norddeutschland zu regeln. Hier orientiert sich das Gesetz an der Zuordnungsrichtlinie des 
Rates der EKD vom 8.12.2007 (Anlage).  
Das Diakoniegesetz regelt in § 5 die Voraussetzungen, nach denen ein Landesverband als 
Werk der Kirche diese Zuordnungsentscheidung treffen kann. Die Kriterien entsprechen den 
Voraussetzungen, die die Zuordnungsrichtlinie der EKD aufzählt (§ 4 der Zuordnungsricht-
linie). Auch bei der Frage, wann diese Kriterien als erfüllt anzusehen sind, greift das Diako-
niegesetz auf die Zuordnungsrichtlinie der EKD zurück: „In einer Gesamtschau“ gelten die 
Kriterien als erfüllt. § 6 regelt das Verfahren der Zuordnung bzw. deren Rücknahme.  
Die Verbindung der Diakonischen Werke - Landesverbände mit der verfassten Kirche ist in § 
7 geregelt: Die Satzungen der Diakonischen Werke - Landesverbände bedürfen der Zustim-
mung der Kirchenleitung. In den jeweiligen Aufsichtsgremien sind Mitglieder der Kirchenlei-
tung vertreten. Die Übergangs- und Schlussbestimmungen sind besonders im Blick auf die 
bisherigen Gesetze in den Landeskirchen sowie für die bisherigen Mitglieder der Diako-
nischen Werke von Bedeutung.  
Zwar wurde das Diakoniegesetz zunächst noch vor einem Verfassungstext formuliert, aber in 
den Beratungen wurde jeweils über den Stand der Diskussion zur Verfassung berichtet und 
möglichst bei den Formulierungen des Gesetzes auf den Text der Verfassung geachtet, die 
allerdings die letzte Fassung erst auf der Verfassunggebenden Synode im Januar 2012 er-
hielt.  
 
Zur Begründung im Einzelnen: 
Zu § 1:  
In diesem Abschnitt wird die Breite der diakonischen Arbeit in der Landeskirche beschrieben. 
Die Intention der AG Diakonie war dabei wichtig, dass zwei - ansonsten klassische - Formu-
lierungen nicht mehr benutzt werden: die „Wesens- und Lebensäußerung der Kirche“ sowie 
„Schutz und Fürsorge“. Beide Formulierungen bleiben undeutlich, sollten aber für das Gesetz 
präziser gefasst sein. In der Verfassung Artikel 121 Absatz 1 Satz 2 findet sich die Formuli-
erung: „ Diakonisches Handeln hat Teil an dem Auftrag der Kirche, das Evangelium in Wort 
und Tat zu verkündigen“. Die Verfassung hat „Schutz und Fürsorge“ in Artikel 115 durch die 
Formulierung „fördern und unterstützen“ ersetzt.  
In diesem Sinne knüpft Paragraph 1 Absatz 1 an die Verfassung Artikel 1 Absatz 5 und Ar-
tikel 121 Absatz 1 Satz 2 an, um die allgemeine Bestimmung der Diakonie als Arbeitsfeld der 
Kirche und den sich ergebenden institutionalisierten Formen zu beschreiben. Inhaltlich sollte 
deutlich werden, dass die Diakonie mit den Menschen (und nicht „an“ diesen) handelt - und 
zwar heilend, bildend und unterstützend mit der Zielsetzung einer möglichst selbstständigen 
Teilhabe und Teilnahme am gesellschaftlichen Leben. Sie richtet sich in dieser Weise an alle 
Menschen. Es sollte in diesem Text ähnlich einer Präambel auch erhalten bleiben, dass Dia-
konie in der Landeskirche wie bisher in der protestantischen Weite der konfessionellen Prä-
gung verantwortet wird und die Diakonie der Freikirchen (Baptisten und Methodisten in 
Hamburg und Schleswig-Holstein) zu den Mitgliedern im Landesverband zählt - in aller 
ökumenischen Weite.  
Im 2. Absatz wird in einer nicht abschließenden Aufzählung (daher „insbesondere“) die Breite 
des diakonischen Handeln dargestellt, das in einer Gemeinde und ihren Gliedern beginnt, 
sich institutionalisiert und professionalisiert bis hin zu Trägern und Verbänden. Dadurch wird 
in dem Gesetz die Breite diakonischen Engagements von dem Handeln Einzelner bis hin zu 
der verfassten Diakonie nachvollzogen. 
 
 



 
 

Zu § 2: 
In diesem Paragraphen soll die Beziehung der Landeskirche zu den Landesverbänden be-
schrieben werden: Die Landeskirche unterstützt die Landesverbände als ihre in der Verfas-
sung anerkannten selbstständigen Werke bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben (vgl. Artikel 
121 Absatz 3), ohne die rechtliche Selbstständigkeit der Vereine zu beschränken. Sprachlich 
musste hier der Bezug auf die Landesverbände eindeutig hergestellt werden, weswegen der 
letzte Satz mit „deren“ anschließt.  
Absatz 2 schreibt den durch den Bundesverband erreichten Schutz der „Wort-Bild-Marke“ 
Diakonie mit Kronenkreuz gesetzlich fest, die nur den Mitgliedern der Landesverbände zu 
nutzen möglich ist.  
 
Zu § 3: 
Dieser Abschnitt übersetzt die Vorgabe der Verfassung Artikel 121 Absatz 3 Satz 2. Kirchen-
kreise und Kirchengemeinden arbeiten mit dem Landesverband vertrauensvoll zusammen. 
Sofern Kirchenkreise oder Kirchengemeinden Träger diakonischer Arbeit sind, also Einrich-
tungen unterhalten, werden sie nach Absatz 2 nun auf gesetzlicher Grundlage Mitglieder in 
dem jeweiligen Landesverband. Kirchengemeinden müssen also als Träger einer Einrichtung 
diese Einrichtung vom Kirchenkreis genehmigen lassen und dann auch Mitglied im Landes-
verband werden, der sie berät und in der Arbeit begleitet. Dies beschreibt den Zustand, wie 
er auch gegenwärtig besteht, sofern Gemeinden oder Kirchenkreise Träger diakonischer 
Arbeit sind.  
Absatz 3 beschreibt die bestehende Gesetzeslage der in Hamburg und Schleswig-Holstein 
bestehenden und durch das Einführungsgesetz weiter geltenden Gesetze der ehemaligen 
Nordelbischen Kirche. 
 
Zu § 4: 
Hier wird die Funktion der Landesverbände im Bezug zu der Bundesebene und den Bun-
desländern entsprechend Artikel 121 Absatz 3 Satz 1 beschrieben. Im Bereich der Nord-
kirche haben die Landesverbände ihren Sitz in Hamburg, Schleswig-Holstein (Rendsburg) 
und Mecklenburg-Vorpommern (Schwerin). 
 
Zu § 5: 
Dieser Paragraph will die Umsetzung der Zuordnungsrichtlinie der EKD in das Recht der 
Landeskirche leisten. Dazu waren zwei Fragen zu regeln: Wer ordnet ein Werk im diakoni-
schen Arbeitsbereich zu und auf welcher Grundlage wird diese Zuordnungsentscheidung 
getroffen? Insofern wird hier nicht generell die Zuordnung von Werken zur Landeskirche 
sondern nur ein spezieller Bereich geregelt. Bisher geschah dies in der NEK ausschließlich 
durch die Landeskirche, aufgrund der Öffnung der Zuordnung in Artikel 116 der Verfassung 
kann die Zuordnung diakonischer Träger zur Nordkirche auf die Landesverbände übertragen 
werden. Dies wird hier in Ausfüllung auch von Artikel 121 Absatz 4 Satz 2 der Verfassung 
vorgenommen.  
Damit wird die Frage der Kriterien entscheidend. Bei den Kriterien, die für eine Zuordnungs-
entscheidung gegeben sein müssen, richtet sich dieses Gesetz nach den Formulierungen 
der EKD-Richtlinie (Anlage 2). Die Kriterien beziehen sich auf den Zweck, die dauerhafte 
Verbindung eines Mitglieds mit der Kirche durch organschaftliche Mitwirkung, die Anerken-
nung des Arbeitsvertragsrechts, die kirchliche Ausrichtung der Arbeit durch Seelsorge, die 
Gemeinwohlorientierung und das Satzungsrecht. Dabei trifft das Gesetz eine Unter-
scheidung: Diese Kriterien werden entsprechend einer „Gesamtschau“ als erfüllt betrachtet. 
Die durch die EKD zwingend vorgeschriebenen Gesetze - das Mitarbeitervertretungsrecht 
und das Datenschutzrecht - müssen angewendet werden. Daher werden in Absatz 2 die 
Kriterien genannt, die in einer „Gesamtschau“ erfüllt werden; in Absatz 3 jene Gesetze be-
nannt, die zwingend anzuwenden sind.  
Möglicherweise werden bei den Kriterien nach § 5 Absatz 2 (Arbeitsvertragsrecht) aufgrund 
der jüngsten Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts zeitnah Anpassungen nötig wer-
den, wenn die EKD 2013 oder 2014 arbeitsvertraglichen Regelungen neu formulieren wird.  
 



 
 

Die von der AG Diakonie angestrebte einheitliche Handhabung der Kriterien wird trotz der 
„Gesamtschau“ sowie der eigenständigen Anwendung durch die Diakonischen Werke - Lan-
desverbände wohl im Diakonischen Rat der Diakonischen Konferenz e.V. zu gewährleisten 
sein.  
Verfahrensfragen sollten in dem folgenden Paragraphen geregelt werden. 
 
Zu § 6: 
Absatz 1 entfällt, da die zeitliche Befristung einer Zuordnung weder aus inhaltlichen noch aus 
rechtlichen Gründen für die Nordkirche wünschenswert erscheint. 
Der Paragraph wollte die unbedingt nötigen Verfahrensfragen regeln. Folgende Fragen wa-
ren leitend: Was geschieht, wenn ein Mitglied sich verändert und die Voraussetzungen der 
Zuordnung nicht mehr gegeben sind? Soll es gegen eine Ablehnung Rechtsmittel geben? 
Da die jetzt vorliegende Fassung so in den Landesverbänden abgestimmt ist, scheint es 
sinnvoll, eine Novellierung des Gesetzes nach einer Erprobungszeit vorzunehmen.  
 
Zu § 7:  
Hier werden nun die Verbindungen der Landesverbände zur verfassten Kirche beschrieben: 
Die Genehmigung der Satzungen, die besondere Verbindung der Kirche durch die Lan-
despastoren und -pastorinnen und die besondere Form der Zusammenarbeit im Einzelnen. 
Letztere ist durch die Gründung der Diakonischen Konferenz der Evangelisch-Lutherischen 
Kirche in Norddeutschland e.V. und deren Satzung hergestellt. Damit besteht ein eigenes 
Koordinierungsinstrument der Landesverbände untereinander und der Kirche wie in der 
Verfassung beschrieben.  
 
Zu § 8: 
Dieser Paragraph wurde nötig, da die EKD die bisherigen Schiedsstellen in Kirchengerichte 
umwandelt. Die nötigen landeskirchlichen Rechtssetzungen sollen in Abstimmung mit den 
Landesverbänden erfolgen. 
 
Zu § 9: 
Absatz 1 und 2 regeln das Inkrafttreten des Gesetzes und das Außerkraftsetzen der im Ein-
führungsgesetz übergeleiteten Gesetze der bisherigen Landeskirchen Mecklenburg und 
Pommern. Ebenso ist die Fortgeltung des ehemals nordelbischen Hilfswerkegesetzes für die 
Hilfswerke in Hamburg und Schleswig-Holstein zu regeln.  
Die Satzungen der Landesverbände sind insbesondere wegen der neuen Regelungen des 
Datenschutzes der EKD und der Regelungen in diesem Gesetz entsprechend anzupassen 
und von der Kirchenleitung zu genehmigen.  
 
Zu § 10: 
Der Mitgliederbestand sollte möglichst nicht durch die nun mit der Aufnahme in den Landes-
verband auszusprechende Zuordnungsentscheidung verunsichert werden. Insofern sind nun 
die bisherigen Mitglieder zugeordnet. Allerdings kann es sein, dass deren Satzungen den 
Kriterien nicht entsprechen, so dass dann § 6 des Gesetzes anzuwenden ist.  
 
 
Wolfgang Vogelmann, 
13. August 2013  
 
 
 
Anlagen: 
 
1) Entwurf des Diakoniegesetzes der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Norddeutschland 
2) Zuordnungsrichtlinie des Rates der EKD vom 8.12.2007 

















Entwurf  
Diakoniegesetz der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Norddeutschland 

(Diakoniegesetz – DiakonieG) 
Beschlussfassung der Kirchenleitung  

Vom 13. August 2013 
 

 
Abschnitt 1: Grundlagen 
 
§ 1  
 
(1) Diakonie hat Teil an dem Auftrag der Kirche, das Evangelium in Wort und Tat zu 
verkündigen. Sie richtet sich in ökumenischer Weite an Einzelne und Gruppen, an Nahe und 
Ferne, an Christen und Nichtchristen ungeachtet des Geschlechts, der Abstammung oder 
der Herkunft. In zeitgemäßer Weise handelt sie gemeinsam mit den Menschen in ihren 
vielfältigen Lebenssituationen vorbeugend, beratend, begleitend, helfend, bildend, heilend, 
pflegend und emanzipierend. Sie fördert die Befähigung zu einer selbstständigen 
Lebensführung und zur Teilhabe am gesellschaftlichen Leben.  
 
(2) Dies geschieht insbesondere durch Einzelpersonen, Kirchengemeinden und 
Gemeindegruppen, Kirchenkreise, die Landeskirche, Hilfswerke, Verbände, rechtlich 
selbstständige Träger und Initiativen diakonischer Arbeit 
 
 
 
§ 2 
 
(1) Die Evangelisch-Lutherische Kirche in Norddeutschland unterstützt und fördert die in 
ihrem Bereich bestehenden Diakonischen Werke („Diakonisches Werk Hamburg – 
Landesverband der Inneren Mission e.V.“, „Diakonisches Werk Mecklenburg-Vorpommern e. 
V.“, „Diakonisches Werk Schleswig-Holstein – Landesverband der Inneren Mission e. V.“, 
nachfolgend „Diakonische Werke – Landesverbände“ genannt) und die Wahrnehmung des 
diakonischen Auftrages durch deren Mitglieder, auch soweit die Mitglieder Freikirchen oder 
deren Einrichtungen sind. Die rechtliche und wirtschaftliche Selbstständigkeit der 
Diakonischen Werke-Landesverbände bleibt davon unberührt. 
 
(2) Der Namensbestandteil „Diakonie“ und das Zeichen des Kronenkreuzes sind rechtlich 
geschützt. Im Bereich der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Norddeutschland darf das 
Kronenkreuz nur von den Diakonischen Werken – Landesverbände und ihren Mitgliedern 
verwendet werden. 
 
 
Abschnitt 2: Diakonie in Kirchengemeinden, Kirchenkreisen, Hilfswerken  
 
 
§ 3 
 
(1) Diakonisches Handeln ist Teil der Erfüllung des Auftrags der Kirche im Leben der 
Kirchengemeinden und Kirchenkreise. Sie nehmen dies in vertrauensvoller Zusammenarbeit 
mit den Diakonischen Werken – Landesverbänden und den in ihrem Gebiet tätigen 
Mitgliedern wahr. 
 
(2) Kirchengemeinden und Kirchenkreise, soweit sie Träger diakonischer Einrichtungen sind, 
wirken als Mitglieder mit den jeweiligen Diakonischen Werken - Landesverbänden 
zusammen. 



 
(3) Das Diakonie-Hilfswerk Hamburg und das Diakonie-Hilfswerk Schleswig-Holstein sind 
Sondervermögen der Landeskirche. Sie nehmen ihre Aufgaben wahr nach dem 
Kirchengesetz über die Ordnung der Diakonie-Hilfswerke der Nordelbischen Evangelisch-
Lutherischen Kirche vom 1. Februar 1992 (GVOBl. S. 86), das zuletzt durch Kirchengesetz 
vom 9. Dezember 2010 (GVOBl. 2011 S. 4) geändert worden ist. 
 
 
Abschnitt 3: Diakonische Werke – Landesverbände  
 
§ 4 
 
Die Diakonischen Werke - Landesverbände sind in dem Bundesland, in dem sie ihren Sitz 
haben, Spitzenverbände der Freien Wohlfahrtspflege. Sie sind Mitglieder im Diakonischen 
Werk der EKD.  
 
§ 5 
 
(1) Den Diakonischen Werken – Landesverbänden wird nach Artikel 116 Absatz 1, dritte 
Alternative in Verbindung mit Artikel 121 Absatz 4 Satz 2 der Verfassung die Aufgabe 
übertragen, mit der Aufnahme von Mitgliedern, soweit sie nicht bereits einer Kirche 
zugeordnet sind, zugleich über deren Zuordnung zur Evangelisch – Lutherischen Kirche in 
Norddeutschland zu entscheiden. 
 
(2) Die Zuordnung setzt voraus, dass die Mitglieder in ihren Satzungen und in der 
praktischen Arbeit dem Auftrag der Kirche verpflichtet sind und eine kontinuierliche 
Verbindung zur Evangelisch-Lutherischen Kirche in Norddeutschland gewährleistet ist. Dies 
ist anzunehmen, wenn sie die folgenden Kriterien in einer Gesamtschau erfüllen: 
 

a) Die diakonischen Einrichtungen verfolgen kirchlich-diakonische Zwecke und 
Aufgaben; 

b) sie gewährleisten die kontinuierliche Verbindung mit der Evangelisch-Lutherischen 
Kirche in Norddeutschland 
- durch Mitwirkung der Diakonischen Werke - Landesverbände bei Satzungs- und 
  Gesellschaftervertragsänderungen,  
- durch die Anwendung kirchlich-diakonischen Arbeitsvertragsrecht 
  und  
- durch Personen, die aufgrund 
  eines kirchlichen Auftrags in der  
  Einrichtung als geborene oder 
  gewählte Organmitglieder 
  mitwirken; 

c) sie fördern und stärken das diakonische Selbstverständnis ihrer Mitarbeitenden; 
d) sie ermöglichen die seelsorgerliche Begleitung der Mitarbeitenden und derjenigen, 

denen der diakonische Dienst gilt; 
e) sie sind der Gemeinwohlorientierung im Sinne der Abgabenordnung verpflichtet 

und stellen dies auch für den Fall der Auflösung oder Aufhebung sicher. 
 
(3) Zugeordnete Mitglieder müssen kirchliches Mitarbeitervertretungs- und Datenschutzrecht 
anwenden. 
 
 
 
 
 



§ 6  
 
(1) Die der Kirche nach den Kriterien des § 5 Absatz 2 zugeordneten Einrichtungen sind 
verpflichtet, dem zuständigen Landesverband auf Anforderung die Auskünfte zu erteilen, die 
erforderlich sind, um die Einhaltung der Zulassungsvoraussetzungen nach § 5 Absatz 2 zu 
überprüfen. 
 
(2) Der zuständige Landesverband kann die Zuordnung widerrufen, wenn bekannt wird, dass 
bei ihrer Erteilung die Zulassungsvoraussetzungen nicht erfüllt waren. 
 
(3) Der zuständige Landesverband kann die Zuordnung zurücknehmen, wenn nachträglich 
Tatsachen eintreten, die die Versagung der Zuordnung rechtfertigen. 
 
(4) Gegen die Versagung der Zuordnung zur Evangelisch-Lutherischen Kirche in 
Norddeutschland kann die betroffene Einrichtung binnen einer Frist von einem Monat, 
nachdem ihr die Entscheidung bekannt gegeben worden ist, bei dem zuständigen 
Landesverband schriftlich Widerspruch einlegen. Hilft dieser nicht ab, entscheidet das 
Landeskirchenamt. Dasselbe gilt für den Widerspruch gegen den Widerruf der Zuordnung 
und die Rücknahme der Zuordnung. 
 
§ 7 
 
(1) Die Satzungen der Diakonischen Werke - Landesverbände bedürfen nach der 
Beschlussfassung durch die jeweilige Mitgliederversammlung der Zustimmung der 
Kirchenleitung der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Norddeutschland. In den Satzungen 
ist die Mitwirkung von bis zu zwei durch die Kirchenleitung benannten Personen im 
jeweiligen Aufsichtsgremium zu regeln. 
 
(2) Die Landespastorinnen oder Landespastoren sind die Beauftragten der Evangelisch-
Lutherischen Kirche in Norddeutschland für Diakonie in den jeweiligen Bundesländern und 
Vorstände der Diakonischen Werke - Landesverbände. Sie werden auf Vorschlag des 
Aufsichtsgremiums des jeweiligen Landesverbandes und im Einvernehmen mit diesem durch 
die Kirchenleitung der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Norddeutschland berufen. Über 
die Abberufung entscheidet die Kirchenleitung im Benehmen mit dem jeweiligen 
Aufsichtsgremium. Die Landespastorinnen oder Landespastoren erstatten für ihre jeweiligen 
Landesverbände der Kirchenleitung regelmäßig Bericht. 
 
(3) Die Zusammenarbeit zwischen der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Norddeutschland 
und den Diakonischen Werken - Landesverbänden ist gesondert zu regeln. 
 
(4) Die Auflösung eines Landesverbandes erfolgt entsprechend den jeweiligen 
Satzungsregelungen. 
 
 
Abschnitt 4: Kirchengerichtsbarkeit  
 
§ 8 
 
Die Evangelisch-Lutherische Kirche in Norddeutschland erlässt in enger Abstimmung mit den 
Diakonischen Werken - Landesverbänden die rechtlichen Regelungen zur 
Kirchengerichtsbarkeit bei den Landesverbänden für mitarbeitervertretungsrechtliche 
Streitigkeiten der Diakonischen Werke - Landesverbände und ihrer Mitglieder. 
 
 
 



Abschnitt 5: Übergangs- und Schlussbestimmungen 
 
§ 9  
 
(1) Dieses Kirchengesetz tritt am Tage seiner Verkündung im Kirchlichen Amtsblatt in Kraft. 
 
(2) Das Diakoniegesetz der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs, das 
zuletzt durch das Kirchengesetz zur Fusion der Diakonischen Werke vom 20. März 2010 
(KABl. 2010 S. 16) geändert worden ist, das Diakoniegesetz der Pommerschen 
Evangelischen Kirche, das zuletzt durch das Kirchengesetz zur Fusion der Diakonischen 
Werke der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs und der Pommerschen 
Evangelischen Kirche vom 18. April 2010 (ABl. 2010. S 11) geändert worden ist, und die 
Verordnung der Kirchenleitung über die Zuordnung diakonischer Einrichtungen zur 
Pommerschen Evangelischen Kirche vom 18. April 2008 (ABl. S. 16) treten außer Kraft. 
 
(3) Bis zum Zeitpunkt von Neuregelungen gilt das Kirchengesetz über die Ordnung der 
Diakonie-Hilfswerke der Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen Kirche vom 1. Februar 
1992 (GVOBl. S. 86), das zuletzt durch Kirchengesetz vom 9. Dezember 2010 (GVOBl. 2011 
S. 4) geändert worden ist.  
 
(4) Die Aufgaben und Pflichten der Diakonischen Werke - Landesverbände und ihrer 
Mitglieder richten sich nach ihren jeweiligen Satzungen. 
Die Satzungen der Diakonischen Werke - Landesverbände sind den Regelungen dieses 
Kirchengesetzes anzupassen.  
 
 
§ 10 
 
(1) Die Mitglieder der Diakonischen Werke – Landesverbände, die zum Zeitpunkt des 
Inkrafttretens des Diakoniegesetzes der Evangelisch-Lutherischen Kirche in 
Norddeutschland Mitglieder der Landesverbände sind, gelten der Evangelisch-Lutherische 
Kirche in Norddeutschland zugeordnet, soweit sie nicht einer Kirche zugeordnet sind.  
 
(2) § 6 findet auch auf bereits nach Absatz 1 zugeordnete Mitglieder Anwendung. 
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